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I Allgemeines 

Geltungsbereich und Zweck Art. 1  

1 Das Baugesetz gilt für das ganze Gemeindegebiet Vaz/Obervaz. Es dient der 

zielgerichteten räumlichen Entwicklung des Siedlungs- und Landschaftsraums 

im kommunalen und regionalen Zusammenhang und regelt das Bau- und Pla-

nungswesen, soweit die Gemeinde hierfür zuständig ist.  

 

Boden- und Baulandpolitik Art. 2  

1 Die Verwirklichung der ortsplanerischen Ziele erfolgt durch eine den örtlichen 

Verhältnissen angepasste Boden- und Baulandpolitik. 

 

Förderung Art. 3  

1 Die Gemeinde fördert Massnahmen zugunsten der Natur und Landschaft, einer 

qualitätsvollen Bauweise und Siedlungsgestaltung sowie der Erhaltung wertvol-

ler Bauten, Anlagen und Siedlungsbereiche.  

2 Der Gemeindevorstand kann an Vorhaben nach Absatz 1 projektbezogene Bei-

träge aus dem ordentlichen Budget oder einem hierfür geäufneten Fonds ge-

währen. Der Beitrag kann von einer angemessenen Mitwirkung der Gemeinde 

abhängig gemacht werden.  

 

II Organisation 

Organisation Art. 4  

1 Der Vollzug des Baugesetzes obliegt: 

a) dem Gemeindevorstand 

b) der Baukommission 

c) dem Leiter Bau oder seinem Stellvertreter 

2 Die Baukommission besteht aus fünf Mitgliedern, wobei der Vorsteher des De-

partements Bau ihr von Amtes wegen angehört. Die übrigen Mitglieder werden 

vom Gemeinderat für eine Amtsdauer von vier Jahren gewählt. Die Baukommis-

sion konstituiert sich selbst. Sie ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mit-

glieder anwesend sind. Mit beratender Stimme hat der Baukommission zusätz-

lich eine Fachperson aus dem Bereich Architektur anzugehören, die nicht in der 

Gemeinde Vaz/Obervaz wohnhaft ist.  

3 Bei Bedarf können fachkundige Berater beigezogen werden. 
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Zuständigkeiten Art. 5  

1 Der Gemeindevorstand entscheidet über alle Baugesuche, die abzulehnen sind 

sowie über Baugesuche, gegen die Einsprache erhoben wurde und gleichzeitig 

über diese Einsprachen. Er entscheidet zudem im Wiederherstellungs-, Dul-

dungs- und Verwaltungsstrafverfahren sowie über Ersatzmassnahmen, Ausnah-

mebewilligungen und Dienstbarkeiten wie Näherbaurechte und dergleichen.   

2 Die Baukommission ist, vorbehältlich Abs. 1, zuständig für die Erteilung von 

Baubewilligungen für alle Neubauten und wesentliche Umbauten. Die Baukom-

mission bereitet die Geschäfte gemäss Absatz 1 zuhanden des Gemeindevor-

standes vor und stellt Antrag. 

3 Der Leiter Bau oder sein Stellvertreter ist, vorbehältlich Abs. 1 und 2, zuständig 

für die Bewilligung von allen übrigen Bauvorhaben, Bewilligungen für den befris-

teten gesteigerten Gemeingebrauch und die Bewilligung von Bauvorhaben im 

vereinfachten Baubewilligungsverfahren. Der Leiter Bau oder sein Stellvertreter 

ist im Weiteren zuständig für die Bauabnahmen und -kontrollen, Baupolizei so-

wie für die Prüfung und Antragstellung von Geschäften gemäss Absatz 1 und 2. 

Der Leiter Bau oder sein Stellvertreter informiert die Baukommission über die 

durch ihn erteilten Baubewilligungen. 

 

Planungskommission Art. 6  

1 Der Gemeindevorstand entscheidet über die Einsetzung einer Planungskommis-

sion. Diese wird vom Gemeinderat gewählt. 

2 Die Planungskommission berät den Gemeindevorstand in allen Fragen der Pla-

nung und stellt Antrag in allen Angelegenheiten, in welchen der Gemeindevor-

stand über Planungsmittel der Grundordnung und Folgeplanung zu befinden 

hat. 

 

 

III Grundlagen 

Grundlagen Art. 7  

1 Der Gemeindevorstand erarbeitet und erlässt die für die Planung notwendigen 

Grundlagen wie Siedlungs- und Landschaftsanalysen, Inventare oder Konzepte.  

2 Der Gemeindevorstand erarbeitet ein kommunales räumliches Leitbild (KRL). 

Dieses bildet eine gemeindeinterne, nicht behördenverbindliche Grundlage für 

die Umsetzung von Massnahmen in der Nutzungsplanung, Folgeplanungen oder 

anderen Sachplanungen. Der Gemeindevorstand stellt eine angemessene Mit-

wirkung der Bevölkerung sicher. 
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IV  Grundordnung 

1. Allgemeines 
 

Zuständigkeit Art. 8  

1 Zuständig für den Erlass und die Änderung von Baugesetz, Zonenplan, Generel-

len Gestaltungsplänen und Generellen Erschliessungsplänen ist die Urnenge-

meinde.  

2 Zuständig für den Erlass und die Änderung von Arealplänen sowie für alle 

Planänderungen von untergeordneter Bedeutung gemäss Art. 48 Abs. 3 KRG ist 

der Gemeindevorstand. 

3 Die Gemeinde macht die Erarbeitung und den Erlass von projektbezogenen Pla-

nungen von einer angemessenen Kostenbeteiligung der Interessenz abhängig.  

 

Baulandmobilisierung Art. 9  

1 Die Mobilisierung von Bauland erfolgt nach den Vorgaben des kantonalen 

Rechts. 

2 Die Frist für die Überbauung von neu einer Bauzone zugewiesenen Grundstücken 

und von Grundstücken beziehungsweise Grundstücksteilen, die sich bereits vor 

dem 01. April 2019 in einer Bauzone befanden, beträgt, vorbehältlich abweichen-

der vertraglicher Regelungen, fünf Jahre seit Rechtskraft der Planung. 

 

Mehrwertabgabe Art. 10  

1 Zusätzlich zum Abgabetatbestand der Einzonung gemäss kantonalem Recht er-

hebt die Gemeinde bei der Umzonung von Grundstücken von einer Bauzone zu 

einer anderen Bauzone oder Änderung der zulässigen Art der Bauzonennutzung 

(Umzonung) eine Mehrwertabgabe. 

2 Die Höhe der Abgabe beträgt: 

1. Bei Einzonungen: 30% des Mehrwertes. 

2. Bei Einzonungen und Umzonungen für Nutzungen, für die ein besonderes öf-

fentliches Interesse besteht: 20% des Mehrwertes. 

3. Bei Umzonung: 30% des Mehrwertes 

3 Umzonungen unterliegen nur dann der Mehrwertabgabe, wenn sich der Ver-

kehrswert des Grundstücks durch die Planungsmassnahme um mindestens 

25% erhöht.  
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4 Für die Entstehung und Bemessung der Abgabe sowie für deren Veranlagung, 

Anpassung an die Teuerung, Fälligkeit und Bezug gelten sinngemäss die ent-

sprechenden Bestimmungen des kantonalen Rechts. 

 

2. Zonenplan 

A. Bauzonen 

a) Regelbauweise 

Regelbauweise Art. 11  

1 Das Mass der Nutzung, die Grenz- und Gebäudeabstände sowie die zulässigen 

Gebäudeabmessungen in den Bauzonen richten sich nach dem Zonenschema 

und den zugehörigen baugesetzlichen Umschreibungen.  

2 Für Begriffe und Messweisen, die Gegenstand der Interkantonalen Vereinba-

rung über die Harmonisierung der Baubegriffe (IVHB) bilden, gelten die in den 

Anhängen zur IVHB und den zugehörigen Erläuterungen enthaltenen Umschrei-

bungen. 

3 Liegt ein Grundstück in verschiedenen Bauzonen, sind Nutzungsziffern und 

Grenzabstände in jeder Zone für die dort gelegenen Gebäudeteile einzuhalten. 

Im Übrigen gelten die Vorschriften der Zone, in welcher der grössere Teil des 

Gebäudes liegt. 

4 Im Rahmen von Areal- und Quartierplanungen können folgende Abweichungen 

von der zonengemässen Regelbauweise festgelegt werden, wenn damit ein 

haushälterischer Umgang mit dem Boden bei guter Wohn- und Gestaltungsqua-

lität erreicht wird:  

1. Die Ausnützungsziffer gemäss Zonenschema kann um maximal 0.05 erhöht 

werden. 

2. Die Grenz- und Gebäudeabstände können nach architektonischen Kriterien 

frei festgelegt werden. Gegenüber Nachbargrundstücken ausserhalb des 

Quartierplangebiets gelten in jedem Fall die Grenz- und Gebäudeabstände 

der Regelbauweise. 

3. Die Gebäudelängen, der Zusammenbau mehrerer Baukörper und die Dach-

formen können nach architektonischen Kriterien frei festgelegt werden. 

4. Die gemäss Zonenschema zulässige Fassadenhöhe kann für einzelne Bau-

ten um max. 3.50 m erhöht werden. 

5. Nutzungsübertragung (auch über verschiedene Nutzungszonen) und Nut-

zungskonzentration innerhalb des Areal- oder Quartierplans sind ohne Ein-

schränkung zulässig. 
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Zonenschema Art. 12  

1 In den einzelnen Bauzonen gelten folgende Grundmasse: 

 Zone Ausnüt-
zungsziffer 

Fassaden-
höhe  
(m) 

Höhe 
Firstlinie  

(m) 

Gebäude-
länge 
(m) 

Grenzab-
stand 

ES 1) 

         

K Kernzone - 13.00 4.00 - 2.50 III 

D Dorfzone - 11.00 3.00 - 2.50 III 

Wa Wohnzone a 0.25  7.50 3.00 18.00 2.50 II 

Wb Wohnzone b 0.35 7.50 3.00 18.00 2.50 II 

Wc Wohnzone c 0.50 7.50 3.00 18.00 2.50 II 

Wd Wohnzone d 0.60 9.00 3.00 22.00 2.50 II 

We Wohnzone e 0.70 9.00 3.00 22.00 2.50 II 

Wf Wohnzone f 0.90 13.00 3.00 22.00 2.50 II 

Wg Wohnzone g 1.30 13.00 3.00 - 2.50 II 

WS Wohnzone «La Schmetta» - 7.50 3.00 18.00 2.50  

WG Wohngewerbezone -  11.00 
2)

 3.00 40.00 2.50 III 

H Hotelzone  GGP/AP GGP/AP GGP/AP GGP/AP GGP/AP II 

 

1) Empfindlichkeitsstufe gemäss eidg. Lärmschutzverordnung 

2) Bei Flachdachbauten beträgt die maximale Fassadenhöhe 14.0 m.  

 

2 Bei Beherbergungsbetrieben kann in allen Bauzonen die maximale Fassaden-

höhe um 3,5 m, die Gebäudelänge um 5,0 m und die Ausnützungsziffer um 0,1 

überschritten werden. Die Kumulation dieser Mehrhöhen mit Mehrhöhen im 

Rahmen von Areal- und Quartierplanverfahren ist nicht gestattet. Als Beherber-

gungsbetriebe gelten Betriebe im Sinne von Art. 4 der Zweitwohnungsverord-

nung (ZWV). 

3 Der Gemeindevorstand kann eine gegenüber der Regelbauweise um höchstens 

31% erhöhte Ausnützungsziffer gewähren, wenn mindestens der entsprechende 

Bonusanteil während einer Dauer von 20 Jahren Dritten zur Miete überlassen 

wird und dauerhaft als Erstwohnungen im Sinne von Art. 2 Abs. 2 ZWG oder als 

diesen gemäss Art. 2 Abs. 3 lit. a, c, e, g ZWG gleichgestellten Wohnungen im 

Grundbuch angemerkt wird.  
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4 Bei Bauvorhaben nach Abs. 2 und 3 ist deren Zweckbestimmung durch Aufla-

gen in der Baubewilligung sicherzustellen. Die Auflagen sind vor Bauvollendung 

im Grundbuch anmerken zu lassen. 

 

Hofstattrecht Art. 13  

1 Für den Wiederaufbau rechtmässig erstellter Bauten und Anlagen innerhalb der 

Bauzone gilt das Hofstattrecht im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen. 

2 Werden rechtmässig erstellte Bauten oder Anlagen, die den geltenden Vor-

schriften nicht mehr entsprechen, durch höhere Gewalt zerstört oder ganz oder 

teilweise abgebrochen, dürfen sie ohne Rücksicht auf die geltenden Vorschrif-

ten der Regelbauweise in ihrer bisherigen Lage und Ausdehnung wieder aufge-

baut werden, wenn folgende Voraussetzungen kumulativ erfüllt sind: 

1. die Abweichung von den geltenden Vorschriften nicht verstärkt wird und 

keine überwiegenden öffentlichen (Feuerpolizei, Anliegen des Ortsbildschut-

zes etc.) oder nachbarlichen Interessen entgegenstehen; 

2. bei Abbruch entspricht die bestehende oder beabsichtigte Nutzung dem Zo-

nenzweck. Bei Zerstörung bleibt die bestehende Nutzung unabhängig der 

Zonenkonformität gewährleistet; 

3. die Gebäudemasse des Altbaus wurden vor dem Abbruch bzw. innerhalb 

von zwei Monaten seit der Zerstörung im Einvernehmen mit dem Leiter Bau 

durch Pläne festgehalten und diese bei der Gemeinde deponiert; 

4. das Baugesuch für den Wiederaufbau wurde innert drei Jahren nach der Zer-

störung bzw. dem Abbruch eingereicht. 

3 Geringfügige Abweichungen bezüglich Lage und Ausdehnung können gestattet 

werden, wenn dadurch der bisherige Zustand verbessert wird und keine über-

wiegenden nachbarlichen Interessen entgegenstehen. 

4 Vorbehalten bleiben besondere gesetzliche Anpassungs- oder Sanierungspflich-

ten sowie besondere Regelungen des eidgenössischen oder kantonalen Rechts 

für bestehende Bauten und Anlagen, wie Vorschriften in Gefahrenzonen, Ab-

standsvorschriften gegenüber Kantonsstrassen, besondere Zonenbestimmun-

gen betreffend Ersatzbauten und Ersatzanlagen, Schutzanordnungen des Gene-

rellen Gestaltungsplans oder Baulinien. 
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b) Begriffe und Messweisen 
 

Ausnützungsziffer, Mindestausschöpfung Art. 14  

1 Die im Zonenschema festgelegten Ausnützungsziffern (AZ) sind nach Massgabe 

der kantonalen Raumplanungsgesetzgebung (Art. 37a KRVO) und nachfolgen-

den Bestimmungen einzuhalten. 

2 Bauvorhaben (Neubauten und neubauähnliche Umbauten) haben grundsätzlich 

mindestens 80 % der gemäss Zonenschema geltenden Ausnützungsziffer aus-

zuschöpfen; bei einer Nutzungsübertragung ist die auf dem belasteten Grund-

stück noch realisierbare Ausnützung massgebend.  

3 Die Mindestausnützung gemäss Absatz 1 muss nicht erreicht werden, wenn  

a) das Grundstück etappenweise überbaut werden soll und 

b) der Baugesuchsteller anhand eines konkreten Vorprojektes aufzeigt, wie 

und wo die verbleibende Ausnützung in späteren Etappen realisiert werden 

kann und 

c) die Baustandorte späterer Etappen abparzelliert und erschlossen sind und  

d) der Nachweis der vertraglichen Sicherstellung der Verfügbarkeit von Bau-

land gemäss Art. 19b KRG vor Erteilung der Baubewilligung erbracht ist.  

4 Der Vertrag zwischen der Gemeinde und dem Grundeigentümer gemäss Art. 

19b KRG hat mindestens folgende Bestimmungen zu enthalten:  

a) Das abparzellierte Grundstück, das für eine zweite Etappe bestimmt ist, ist 

innerhalb von 3 Jahren ab Rechtskraft der Baubewilligung für das Grund-

stück der ersten Etappe zu überbauen. 

b) Für die Einhaltung der Frist gilt Art. 19c Abs. 4 KRG.  

c) Wird das Grundstück nicht innert Frist überbaut, steht der Gemeinde ein un-

entgeltliches, bedingungsloses öffentlich-rechtliches Kaufrecht zu.  

d) Die Gemeinde übt das Kaufrecht zum Verkehrswert gemäss amtlicher Be-

wertung des Amtes für Immobilienbewertung im Zeitpunkt der Ausübung 

des Kaufrechts durch schriftliche Anzeige aus.  

e) Der Eigentümer verpflichtet sich, alle Bestimmungen des Vertrags auf allfäl-

lige Rechtsnachfolger zu übertragen mit der Verpflichtung zur Weiterüber-

tragung auf jeden späteren Rechtsnachfolger, unter Schadenersatzpflicht 

im Unterlassungsfall. 

f) Sämtliche Kosten im Zusammenhang mit der vertraglichen Sicherstellung 

der Verfügbarkeit von Bauland gehen zulasten des Grundeigentümers.  

 

Nutzungsübertragungen, Abparzellierungen, Grundstücksmutationen Art. 15  

1 Der Gemeindevorstand kann Nutzungsübertragungen zwischen angrenzenden 

oder bloss durch Strassenparzellen getrennten Grundstücken zulassen, sofern 
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ein entsprechender Vertrag zwischen den betroffenen Grundeigentümern vor-

liegt und keine überwiegenden öffentlichen Interessen entgegenstehen. Es sind 

nur Nutzungsübertragungen in derselben Zone oder in Zonen mit höherer Nut-

zung zulässig. Nutzungsübertragungen sind im Grundbuch anmerken zu lassen.  

2 Durch Nutzungsübertragungen darf die zulässige bauliche Nutzung eines 

Grundstücks gegenüber der Regelbauweise um höchstens 30% erhöht werden. 

3 Grundstücksmutationen, Nutzungsübertragungen, Dienstbarkeiten zur Be-

schränkung der Überbaubarkeit innerhalb der Bauzonen und dergleichen sind 

unzulässig, wenn sie geeignet sind, die Umsetzung der Vorschriften über die 

Baulandmobilisierung (Artikel 19c ff. KRG) oder der Vorschrift über die Min-

destausschöpfung des Nutzungsmasses zu vereiteln oder zu erschweren. 

4 Grundstücksmutationen, Nutzungsübertragungen und Dienstbarkeiten zur Be-

schränkung der Überbaubarkeit innerhalb der Bauzone bedürfen der Zustim-

mung durch den Gemeindevorstand. 

5 Nutzungsübertragungen, welche die Gemeinde als öffentlich-rechtliche Eigen-

tumsbeschränkung im Grundbuch hat anmerken lassen, werden anerkannt, 

auch wenn diese den geltenden Vorschriften nicht mehr entsprechen. Andere 

Nutzungsübertragungen, die den geltenden Vorschriften nicht mehr entspre-

chen, werden nicht anerkannt und die entsprechende Nutzung wird im Rahmen 

AZ-Berechnung dem Ausgangsgrundstück zugerechnet.  

6 Bei Abparzellierungen, die nach Genehmigung der Ortsplanung1 erfolgt sind, 

darf die abgetrennte Fläche nur so weit überbaut werden, dass das vorge-

schriebene Nutzungsmass auf dem gesamten ursprünglichen Grundstück ein-

gehalten wird.  

 

Fassadenhöhe und Höhe Firstlinie Art. 16  

1 Die Fassadenhöhe und die Höhe der Firstlinie von Gebäuden dürfen die Werte 

gemäss Zonenschema nicht überschreiten.  

2 Bei Abgrabungen gilt das abgegrabene Terrain als massgebliches Terrain. Ab-

grabungen zur Freilegung des Untergeschosses für Garageneinfahrten werden 

nicht berücksichtigt.  

3 Bei Gebäuden in Hanglage ab 15 % mittlerer Hangneigung des Grundstückes 

erhöht sich die maximale zulässige Fassadenhöhe um den Zuschlag z. Kein sol-

cher Zuschlag gilt für die Bergfassade.  

 
1 Genehmigung der Ortsplanung vom …  
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4 Der Zuschlag z entspricht der Differenz zwischen der mittleren Höhe in m ü. M. 

aller Hauptgebäudeecken und der Höhe der tiefstgelegenen Hauptgebäude-

ecke entlang der Fassadenlinie, gemessen ab gewachsenem Terrain. Der Zu-

schlag z beträgt maximal 3 Meter.  

5 Bei gegliederten Bauten wird die Fassadenhöhe für jeden Baukörper separat er-

mittelt. Als Gliederung gilt nur ein Vor- oder Rücksprung von mindestens 3 m, 

der vom gewachsenen beziehungsweise abgegrabenen Terrain bis zum Dach 

reicht.  

6 Die Höhe der Firstlinie darf die zulässige Fassadenhöhe maximal um das im Zo-

nenschema festgelegte Mass überragen. 

 

Gebäudelänge Art. 17  

1 Anbauten sind bei der Gebäudelänge nur anzurechnen, wenn sie Baukörper 

miteinander verbinden, welche den zonengemässen Gebäudeabstand unter-

schreiten.  

 

Grenz-, Gebäude- und Strassenabstand Art. 18  

1 Die Grenzabstände gemäss Zonenschema sind einzuhalten. Vorbehalten sind 

Baulinien und Unterschreitungen gemäss KRG sowie abweichende Festlegun-

gen in einem Quartierplan, Arealplan oder Generellen Gestaltungsplan. 

2 Der minimale Gebäudeabstand ergibt sich aus der Summe der einzuhaltenden 

Grenzabstände und kann gemäss KRG unterschritten werden. 

3 Unterirdische Bauten und jene Teile von Unterniveaubauten, die das massge-

bende Terrain nicht überragen, müssen keinen Grenzabstand einhalten. 

4 Wo das Baugesetz keine Grenzabstände vorschreibt sowie für Klein- und An-

bauten und jene Teile von Unterniveaubauten, die das massgebende Terrain 

überragen gilt ein Grenzabstand von 2.50 m. Erdwärmesonden haben einen 

Grenzabstand von 3.00 m einzuhalten. 

5 Wo eine Baulinie fehlt, ist von Gemeinde- und Privatstrassen ein Abstand von 

mindestens 3 m ab Fahrbahn- bzw. Trottoirgrenze einzuhalten. Die Baukommis-

sion bzw. der Gemeindevorstand2 kann geringere Abstände gestatten, wenn die 

Verkehrsverhältnisse dies zulassen. Vorbehalten bleiben Abstandsvorschriften 

der kantonalen Strassengesetzgebung bei Bauvorhaben an Kantonsstrassen 

(Art. 45 StrG). 

 
2 Vgl. Art. 4 Baugesetz 
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Masse für die Anwendung von Definitionen gemäss IVHB Art. 19  

1 Die nachfolgenden in diesem Baugesetz verwendeten Definitionen und Begriffe 

richten sich nach der IVHB. Die in Klammer gesetzten Verweise beziehen sich 

auf die Begriffe der IVHB. 

1. Kleinbauten (2.2) und Anbauten (2.3)  

- Max. zulässige Fassadenhöhe: 4.0 m (es gilt kein Zuschlag z)   

- Max. anrechenbare Gebäudefläche: 40 m2  

2. Unterniveaubauten UNB (2.5) 

- Max. Durchschnittsmass b für das Hinausragen der UNB: 1.0 m 

- Max. Mass f für das Hinausragen: 2.0 m 

3. Vorspringende Gebäudeteile (3.4) 

- Zulässige Masse für die Tiefe und Breite: uneingeschränkt 

4. Brüstungen (5.2)  

- Die Brüstung wird bei der Fassadenhöhe nicht berücksichtigt (es ist 

kein Versatz notwendig) 
 

c) Zonenvorschriften 

Kernzone Art. 20  

1 Die Kernzone ist für Wohnnutzungen, Beherbergungsbetriebe sowie für Dienst-

leistungs- und Produktionsbetriebe mit höchstens mässig störenden Emissio-

nen bestimmt.  

2 Um- und Neubauten müssen den gestalterischen Anforderungen des Touris-

musortes gerecht werden. Insbesondere haben Neubauten sowie Umbauten zu 

öffentlichen Räumen wie Strassen, Gassen, Plätzen und Hofräumen sowie zu 

deren Begrenzungen (Mauern, Gärten, Freiflächen) Bezug zu nehmen und sich 

bezüglich Stellung, Proportion, Dachform und Gestaltung gut in die bestehende 

Siedlung einzufügen. Die hauptstrassenseitigen Erdgeschossflächen von ent-

lang der Voa Principala Lenzerheide dürfen ausschliesslich für publikumsorien-

tierte Dienstleistungsbetriebe genutzt werden, und zwar auf einer für die ent-

sprechende gewerbliche Nutzung üblichen Bautiefe. Schaufenster und derglei-

chen sind nur als Bestandteil von Betriebsflächen zulässig.  

3 Die Bemessung der Fassadenhöhe bei Bauten entlang der Voa Principala Len-

zerheide erfolgt ab Strassenniveau.  

4 Den im Generellen Gestaltungsplan festgelegten Baubereichen kommt baulini-

engleiche Wirkung zu. Im Baubereich «Zwischenbau» gilt eine maximale Fassa-

denhöhe von 4.0 m sowie eine Flachdachpflicht.  
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5 Wesentliche Veränderungen bestehender Strassenzüge sowie von Plätzen und 

Hofräumen dürfen nur auf Grund eines Quartiergestaltungsplans bewilligt wer-

den.  

 

Dorfzone Art. 21  

1 Die Dorfzone ist für Wohnnutzungen, Beherbergungsbetriebe sowie für Dienst-

leistungs- und Produktionsbetriebe mit höchstens mässig störenden Emissio-

nen bestimmt. 

2 In der Dorfzone sind der Charakter der bestehenden Siedlung sowie die wert-

vollen Strukturen zu erhalten. Neubauten sowie Umbauten und Erweiterungen 

bestehender Bauten haben sich in Höhe, Stellung, Volumen, Proportionen, 

Dachform, Material, Farbe und Gestaltung der Fassaden den umliegenden Bau-

ten anzupassen. Soweit keine Baulinien bestehen, sind die bestehenden Bau-

fluchten bei Neu- und Umbauten beizubehalten.  

3 Bei bestehenden, geschlossenen Gebäudezeilen sind seitlich keine Grenz- und 

Gebäudeabstände einzuhalten (geschlossene Bauweise).  

 

Wohnzone Art. 22  

1 Die Wohnzone ist für Wohnnutzungen sowie für Dienstleistungs- und Produkti-

onsbetriebe mit nicht störenden Emissionen bestimmt, sofern sie aufgrund ih-

rer optischen Erscheinung und ihrer Auswirkungen auf Raum, Umwelt und Er-

schliessung in ein Wohnquartier passen.  

2 In der Wohnzone «La Schmetta» ist der Charakter und die äussere Erscheinung 

der bestehenden Siedlung zu erhalten.  

 

Wohngewerbezone Art. 23  

1 Die Wohngewerbezone ist für Wohnnutzungen sowie für Dienstleistungs- und 

Produktionsbetriebe bestimmt. 

2 Pro Grundstück sind mindestens 1/3 der realisierten anrechenbaren Geschoss-

flächen als Produktionsbetrieb zu nutzen. Es sind ausschliesslich zu Erstwohn-

zwecken genutzte Wohnungen im Sinne von Art. 7 Abs. 1 Bst. a ZWG zulässig. 

 

Hotelzone Art. 24  

1 Die Hotelzone ist bestimmt für traditionelle Hotels sowie für hotelmässig ge-

führte Resorts oder vergleichbare Betriebe, welche die Anforderungen an struk-

turierte Beherbergungsbetriebe gemäss Art. 4 Zweitwohnungsverordnung 
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(ZWV) erfüllen. Touristisch bewirtschaftete Wohnungen gemäss Art. 7 Abs. 2 lit. 

b des Bundesgesetzes über Zweitwohnungen (ZWG) sind zulässig.  

2 Verkaufslokale, andere gewerbliche oder kulturelle Gebäude und Anlagen so-

wie Personalwohnungen sind zulässig, wenn weder sie selbst noch ihre Benüt-

zung den Hotelbetrieb und die Erholung stören. 

3 Baubewilligungen in der Hotelzone werden nur gestützt auf einen rechtskräfti-

gen Generellen Gestaltungsplan (GGP) oder Arealplan erteilt. Wohnungen ohne 

Nutzungsbeschränkung sind im Zusammenhang mit strukturierten Beherber-

gungsbetrieben gemäss Art. 8 Abs. 1 – 3 ZWG zulässig. Die Hauptnutzfläche 

der Erstwohnungen und Wohnungen ohne Nutzungsbeschränkung darf einen 

Anteil von 45 % der gesamten Hauptnutzfläche der Zimmer und der Wohnungen 

nicht übersteigen. 

 

Touristikzone Art. 25  

1 In der Touristikzone sind Bauten und Anlagen von touristischen Beförderungs-

anlagen, namentlich Bergbahnen, Skilifte sowie damit verbundene Büros, Ein-

stellhallen für Fahrzeuge, Reparaturwerkstätten und dergleichen zulässig. 

Ebenso sind Bauten und Anlagen für Schneesportschulen, für Sportgeräte (Ver-

mietung, Verkauf in Verbindung mit Vermietung, Service und Einstellhallen), für 

Beherbergungsbetriebe und für Restaurants zulässig.  

2 In der Touristikzone A richtet sich Art und Mass der Nutzung sowie die Er-

schliessung nach den Festlegungen im Generellen Gestaltungsplan und den 

nachfolgenden Bestimmungen: 

a) Neue Gebäude und Ersatzbauten sind innerhalb der im Generellen Gestal-

tungsplan festgelegten Baubereiche zu erstellen. Sämtliche Gebäude sind 

an den gemeindeeigenen Fernwärmeverbund anzuschliessen.  

b) Der Baubereich Hotel dient der Erstellung der Hauptbaute. Es sind aus-

schliesslich Hotels zulässig. Eine Umnutzung in ein Aparthotel oder als Woh-

nung ist ausgeschlossen. Die Höhenkote von 1507.50 m ü.M. darf mit Aus-

nahme von technisch bedingten Dachaufbauten von keinem Gebäudeteil 

überschritten werden. Im Baubereich Hotel (unterirdisch) dürfen mit Aus-

nahme von Zu- und Ausfahrten keine Bauteile über das gestaltete Terrain 

hinausragen.  

c) Im Baubereich Personalhaus sind maximal 2-Zimmer-Wohnungen und Zim-

mer für das Personal (Tourismus, Handel und Gewerbe) gestattet. Die Baute 

darf maximal 18.5 m hoch (Gebäudehöhe) sein und oberirdisch eine Kuba-

tur von max. 6‘500 m3 aufweisen.  

d) Der Bereich Erschliessung und Parkierung dient der Erstellung der Haupter-

schliessung, der Parkierungsanlagen sowie der Anlieferungszufahrt. 
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e) Der Bereich Busperron umfasst die für den Busbetrieb erforderlichen Ma-

növrier- und Perronflächen. Eine temporäre Beanspruchung durch Anliefer-

verkehr ist zulässig. 

 

Zone für Ferienlagerhäuser Art. 26  

1 Die Zone für Ferienlagerhäuser ist für die Erstellung von Ferienlagerhäusern be-

stimmt. 

2 Als Ferienlagerhäuser gelten Unterkünfte, die von Gemeinden, von anderen öf-

fentlich-rechtlichen Körperschaften oder Anstalten oder von privaten Einrich-

tungen mit öffentlicher Zweckbestimmung erstellt und betrieben werden. Die 

Erstellung von Erstwohnraum ist, mit Ausnahme einer Betriebsleiterwohnung 

im Umfang von maximal 200 m2 aGF pro Betrieb, nicht zulässig.  

3 Das Mass der Nutzung richtet sich nach den angrenzenden Zonen. Die Ge-

meinde kann auch ohne Quartierplanung Abweichungen gemäss Art. 11 Abs. 4 

gewähren.  

 

B. Schutzzonen 

Trockenstandortzone Art. 27  

1 Die Trockenstandortzone umfasst Trockenwiesen und -weiden, deren Fläche 

und Qualität erhalten werden soll.  

2 Zulässig sind neue standortgebundene Bauten und Anlagen, die für die land- 

oder forstwirtschaftliche Nutzung des Gebietes notwendig sind oder dem 

Schutz vor Naturgefahren oder einem anderen überwiegenden öffentlichen In-

teresse dienen, wenn ein Standort ausserhalb der Trockenstandortzone nicht 

zumutbar ist.  

3 Für Trockenwiesen und -weiden von nationaler Bedeutung gelten ausschliess-

lich die Bestimmungen des Bundesrechts. 

 

Wald- und Wildschonzone Art. 28  

1 Die Wald- und Wildschonzone umfasst Lebensräume von Tieren, insbesondere 

die Wildeinstandsgebiete.  

2 Der Gemeindevorstand erlässt temporäre Betretungs- und Fahrverbote nach 

Absprache mit der Wildhut und dem Forstdienst.  

3 Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Wildruhereglements. 
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C. Weitere Zonen 

Tourismus und Freizeit 
 

Wintersportzone Art. 29  

1 Die Wintersportzone umfasst das für die Ausübung des Wintersports erforderli-

che Gelände, insbesondere Aufstiegs- und Abfahrtsgebiete für Skifahrer, Lang-

laufloipen, Übungsgelände, Schlittelwege.  

2 Es gelten neben den Vorschriften der jeweiligen Zone der Grundnutzung fol-

gende besonderen Bestimmungen:  

a) Der freie Zutritt zur Ausübung des Wintersportes steht jedermann offen. Die 

maschinelle Präparierung und Beschneiung der Skipisten, Loipen und Wege 

sind zulässig und zu dulden. Die erforderlichen Bauten und Anlagen dürfen 

unter Vorbehalt der erforderlichen Bewilligungen erstellt werden und sind zu 

dulden. Bauten und Anlagen sind in der Regel unterirdisch anzulegen. Der 

Gemeindevorstand kann die Entfernung von Überflurhydranten nach Saison-

ende verlangen. Turmkanonen sind abzudecken. 

b) Bauten und Anlagen, Terrainveränderungen, Pflanzungen und Düngungen 

sind nur zulässig, soweit sie die Ausübung des Wintersportes nicht beein-

trächtigen.  

c) Neueinfriedungen von Grundstücken können untersagt werden oder sind 

vom Grundeigentümer für die Zeit vom 15. November bis 31. März zu ent-

fernen. Bestehende Einfriedungen können durch die Gemeinde während die-

ser Zeit entfernt werden.  

d) Baustellen im Bereich der Wintersportzone müssen vom 1. November bis 

15. April vollständig aufgeräumt werden, so dass der Wintersport nicht be-

einträchtigt wird. 

e) Die Gemeinde kann die für die Sicherung des Wintersportgeländes erforder-

lichen Rechte durch vertragliche Vereinbarungen erwerben oder nötigenfalls 

enteignen. Für die formelle oder materielle Enteignung gelten die Bestim-

mungen des Bundes und des Kantons.  

f) Kosten, die der Gemeinde aus der Sicherung des Wintersportgeländes er-

wachsen, können ganz oder teilweise den interessierten Unternehmungen 

und Vereinigungen auferlegt werden.  

g) Bei Langlaufloipen und Schlittelwegen legt die Wintersportzone die gene-

relle Linienführung dieser Anlagen fest.  

 

Bikezone Art. 30  

1 Die Bikezone ist für Anlagen des Mountainbikesports wie beispielsweise Free-

ride-Strecken, Cross-Country-Strecken oder Skill-Areas bestimmt.  
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2 Bauten und Anlagen, die dem Betrieb sowie der Ausübung von Aktivitäten im 

Bereich des Mountainbikesports dienen, sind zulässig und die entsprechenden 

baulichen Massnahmen sind zu dulden.  

3 Die Ausübung des Mountainbikesports darf durch Bauten und Anlagen sowie 

durch Einfriedungen nicht beeinträchtigt werden. Zäune zum Schutz der Wald-

verjüngung sind in jedem Fall zulässig.  

4 Bauten und Anlagen haben Natur und Landschaft zu schonen. Die bestehende 

sowie die zukünftige Bestockung sind, mit Ausnahme der direkt durch Bauten 

und Anlagen beanspruchten Flächen, sicherzustellen. Verjüngungskegel dürfen 

durch die touristischen Aktivitäten nicht beeinträchtigt werden. Zwecks Erhalt 

des Bestockungsgrades sind bei Bedarf in Absprache mit dem Forstdienst ge-

eignete Massnahmen zu treffen.  

5 Alle Bauabsichten sind vor Einreichung des Baugesuches mit dem Forstdienst 

und der Landwirtschaft abzusprechen. 

 

Campingzone Art. 31  

1 Die Campingzone ist für Campingplätze bestimmt. Es sind ausschliesslich be-

trieblich notwendige Bauten und Anlagen zulässig, wie sanitäre Anlagen und 

Verkaufskioske.  

2 Bauten und Anlagen haben sich gut in die Landschaft einzuordnen. Der Ge-

meindevorstand trifft notwendige Anordnungen bezüglich Lage, Stellung und 

Gestaltung der Bauten. 

3 Der Betrieb eines Campingplatzes bedarf einer Betriebsbewilligung des Ge-

meindevorstandes. Diese wird nur erteilt, wenn alle erforderlichen sanitären 

Anlagen bei der Eröffnung des Betriebes vorhanden sind. Für bewilligte Cam-

pingplätze ist eine Campingordnung aufzustellen, welche der Genehmigung 

durch den Gemeindevorstand bedarf. 

4 Das dauernde Stationieren von Wohnwagen, Wohnmobilen, Zelten und ähnli-

chen Einrichtungen ist nur in den im Generellen Gestaltungsplan bezeichneten 

Bereichen für Dauermietstellplätze zulässig. Die Stellplätze in den ausschliess-

lich für die Passantencamper-Nutzung bezeichneten Bereichen (Bereich für 

Passantenstellplätze) unterstehen den nachfolgenden Nutzungsbestimmungen 

und -fristen und sind nach Fristablauf freizugeben: 

a) Mindestens 80 % der Stellplätze dürfen für längstens 30 aufeinanderfol-

gende Tage genutzt werden, 

b) maximal 20 % der Stellplätze dürfen längstens sechs Monate genutzt wer-

den. 
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3. Genereller Gestaltungsplan 

Geschützte Bauten Art. 32  

1 Als geschützte Bauten bezeichnet der Generelle Gestaltungsplan Bauten, die 

wegen ihrer Stellung, Form und Bausubstanz von hohem siedlungsbaulichem 

und bauhistorischem Wert sind.  

2 Geschützte Bauten dürfen nicht abgebrochen oder ausgekernt werden. Erneue-

rungen, Um- und Anbauten, die sich für die bestimmungsgemässe Nutzung des 

Gebäudes als unerlässlich erweisen, sind unter grösstmöglicher Wahrung der 

historischen Bausubstanz zulässig. 

 

Erhaltenswerte Bauten Art. 33  

1 Als erhaltenswerte Bauten bezeichnet der Generelle Gestaltungsplan Gebäude, 

die wegen ihrer Stellung, Form und äusseren Erscheinung wesentlich zur Quali-

tät und Identität des Ortsbildes beitragen.   

2 Die wesentliche äussere Erscheinung und äussere Bausubstanz der Bauten sind 

grundsätzlich zu erhalten. Bei Renovationen und Umbauten ist auf die histori-

sche Bausubstanz und Bauweise gebührende Rücksicht zu nehmen. Im Rahmen 

von Zweckänderungen von Stallscheunen zu Wohnnutzungen sind neue Belich-

tungsöffnungen, unter Wahrung der wesentlichen äusseren Erscheinung, zuläs-

sig.  

3 Der Gemeindevorstand kann Abbrüche bewilligen, sofern ein Neubauprojekt 

vorliegt, welches bezüglich Stellung, Form und Gestaltung mindestens die glei-

chen ortsbaulichen und architektonischen Qualitäten aufweist wie das abzubre-

chende Objekt. Auf einen Ersatzneubau kann nur verzichtet werden, wenn da-

für ein erhebliches öffentliches Interesse besteht sowie bei untergeordneten 

Bauten.  

 

Innenentwicklungsbereiche Art. 34  

1 Als Innenentwicklungsbereich bezeichnet der Generelle Gestaltungsplan Quar-

tiere, in denen die Siedlung nach ortsbaulich vorgegebenen Zielen und Leitli-

nien zu entwickeln, zu erneuern und baulich zu verdichten sind. 

2 Für die im Generelle Gestaltungsplan bezeichneten Innenentwicklungsbereiche 

gelten die Ziele und ortsbaulichen Leitlinien gemäss Anhang zum Baugesetz.  

3 Zwecks Konkretisierung der Ziele und ortsbaulichen Leitlinien kann der Ge-

meindevorstand die Durchführung eines Quartierplanverfahrens anordnen.  
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Ansichtsschutzbereich Art. 35  

1 Der Ansichtsschutzbereich dient der Freihaltung der Ortsbildansicht. 

2 Innerhalb des Ansichtsschutzbereiches dürfen keine Bauten, Anlagen und Be-

pflanzungen erstellt werden, welche den gewachsenen Boden um mehr als 2 m 

überragen.  

 

Wertvolle Natur- und Kulturobjekte Art. 36  

1 Für die in den Generellen Gestaltungsplan aufgenommenen geschützten Natur- 

und Kulturobjekte gelten die Bestimmungen der kantonalen Raumplanungsge-

setzgebung.  

2 Die im Generellen Gestaltungsplan bezeichneten erhaltenswerten Natur- und 

Kulturobjekte sind in besonderem Masse zu pflegen und in ihrem Bestand zu 

erhalten  

3 Der Gemeindevorstand unterstützt Massnahmen zur Weiterentwicklung der Na-

tur- und Kulturlandschaft und zur Erhaltung der wertvollen Objekte. Bei Bauvor-

haben trifft sie notwendige Anordnungen zur Erhaltung wertvoller Objekte im 

Rahmen des Baubewilligungsverfahrens. 

 
 

 

4. Genereller Erschliessungsplan 

Verkehrsanlagen 

Allgemeines Art. 37  

1 Der Generelle Erschliessungsplan (GEP) bestimmt die Strassen der Grund-, Grob- 

und Feinerschliessung  sowie die Wald- und Flurwege. Weiter legt der GEP die 

Anlagen für den Langsamverkehr fest. Er regelt zudem die für eine hinreichende 

Erschliessung erforderlichen Ausstattungen, wie öffentliche Parkplätze, Halte-

stellen des öffentlichen Verkehrs und die zentralen Abfallsammelstellen.  

2 Der GEP kennzeichnet jene projektierten Strassen und Wege, für die mit der Ge-

nehmigung des Plans gestützt auf Art. 97 Abs. 1 Ziff. 3 KRG das Enteignungs-

recht erteilt wird. Sind Verkehrsanlagen auf privatem Grundeigentum geplant, 

sorgt der Gemeindevorstand für den Land- oder Rechtserwerb.  

3 Für die bestehenden Strassen und Wege, für welche die Gemeinde noch nicht 

über die entsprechenden Nutzungsrechte verfügt, ist der Gemeinde mit Festle-

gung im GEP gestützt auf Art. 97 Abs. 1 Ziff. 3 KRG das Enteignungsrecht erteilt.  
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Strassen der Feinerschliessung Art. 38  

1 Strassen der Feinerschliessung sind so auszugestalten, dass sie als Aussen-

räume für gemeinschaftliche Zwecke des Quartiers und als Zufahrt benutzt 

werden können. 

 

Land- und Forstwirtschaftswege Art. 39  

1 Land- und Forstwirtschaftswege dienen der land- und forstwirtschaftlichen Nut-

zung des angeschlossenen Gebietes.  

2 Die Benutzung der Wald- und Forstwirtschaftswege richtet sich nach den Vor-

schriften der Wald- und Meliorationsgesetzgebung sowie der örtlichen Ver-

kehrsregelung der Gemeinde. Wald- und Güterstrassen dürfen generell von 

Fussgängern, Radfahrern und Mountainbikern genutzt werden. 

 

Langsamverkehrswege Art. 40  

1 Als Langsamverkehrswege gelten Fuss- und Wanderwege, Radwege und Moun-

tainbikewege sowie Pferdeschlittenwege.  

2 Der GEP bezeichnet die Wege, die für den Verkehr mit Pferdekutschen be-

stimmt sind.  

3 Winterwanderwege dürfen durch die Gemeinde oder deren Beauftragte maschi-

nell präpariert werden. 

 

Standorte für zentrale und einzelne Abfallsammelstellen  Art. 41  

1 Die im Generellen Erschliessungsplan bezeichneten Standorte für zentrale Ab-

fallsammelstellen dienen der Erstellung von grösseren dorf- und quartierbezoge-

nen Entsorgungsanlagen für Haushaltkehricht und getrennt gesammelten Mate-

rialien zwecks Wiederaufbereitung (Recycling). An den bezeichneten Standorten 

ist die Erstellung von Abfallsammelstellen mit den dazugehörigen Bauten und 

Anlagen zulässig.   

2 Bei der Erstellung oder Umbau von Wohnbauten sowie gewerbliche Bauten kann 

der nötige Raum für eine Abfallsammelstelle auf dem Baugrundstück gefordert 

werden, ebenso eine hierfür genügende Zufahrt.  

 

Versorgungs- und Entsorgungsanlagen Art. 42  

1 Der Generelle Erschliessungsplan unterscheidet die bestehenden und geplanten 

Versorgungs- und Entsorgungsanlagen, die für die hinreichende Erschliessung 
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der Bauzonen notwendig sind. Dazu zählen namentlich Anlagen der Trinkwasser-

versorgung, der Energieversorgung, der Telekommunikation und der Abwasser-

beseitigung.  

2 Die im Generellen Erschliessungsplan festgelegten Versorgungs- und Entsor-

gungsanlagen sind öffentlich. Der Anschluss privater Grundstücke an die öffent-

lichen Anlagen sowie die Entsorgung von Abfällen richten sich nach den Er-

schliessungserlassen der Gemeinde.  

3 Mit der Festlegung im Generellen Erschliessungsplan gelten für die öffentlichen 

Leitungen benötigten Durchleitungsrechte als erteilt beziehungsweise die 

Grundeigentümer haben die entsprechenden Leitungen entschädigungslos zu 

dulden. Bei bestehenden Leitungen gilt das Durchleitungsrecht für den Bestand, 

bei neuen Leitungen wird die genaue Linienführung mittels Verfügung durch den 

Gemeindevorstand konkretisiert.  

4 Die Grundeigentümer können die Verlegung öffentlicher Leitungen zulasten der 

Gemeinde verlangen, sofern ein überwiegendes privates Interesse besteht und 

ein gleichwertiger Leitungsverlauf gewährleistet ist. Bei der Interessenabwägung 

zwischen den privaten und öffentlichen Interessen ist auch die Kostenfolge der 

Leitungsverlegung zu berücksichtigen. 

 

5. Folgeplanungen 
 

Folgeplanung Art. 43  

1 In den im Zonenplan bezeichneten Gebieten mit Folgeplanung (Arealplanung, 

Quartierplanung, Landumlegung) werden Bauvorhaben nur bewilligt, wenn sie 

den Erlass der Folgeplanung nicht beeinträchtigen und wenn sie den rechts-

kräftigen und vorgesehen neuen Vorschriften und Vorgaben nicht entgegenste-

hen.  

2 Die im Zonenplan festgelegte Abgrenzung des Planungsgebietes ist für jeder-

mann verbindlich. Der Gemeindevorstand kann zu Beginn oder im Verlauf der 

Planung das Verfahren auf weitere Grundstücke ausdehnen, sofern sich dies 

als notwendig oder zweckmässig erweist.  

3 Folgeplanungen können vom Gemeindevorstand auch ausserhalb von Gebieten 

mit Folgeplanpflicht gemäss Zonenplan durchgeführt werden, wenn sich eine 

Folgeplanung zur Umsetzung der Grundordnung als notwendig oder zweckmäs-

sig erweist. 

4 Im Rahmen von Folgeplanungen stellt der Gemeindevorstand mit geeigneten 

Mitteln sicher, dass der Boden gemäss den Nutzungsbestimmungen haushälte-
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risch genutzt wird. Der Gemeindevorstand kann verlangen, dass auf der Grund-

lage einer Bebauungs- und Erschliessungsstudie ein ortsbauliches Konzept zu 

entwickeln ist, welches folgenden Ansprüchen genügt: 

a) Optimale Einordnung von Bauten und Anlagen in die bestehende Sied-

lungs- und Freiraumstruktur sowie Bildung von kompakten Quartieren 

mit klaren Siedlungsrändern; 

b) Sicherstellung einer optimalen Ausschöpfung der zulässigen Ausnüt-

zung,  

c) Landsparende Erschliessung und Parkierung. 

 

Quartierplangebiet mit zugewiesener baulicher Nutzung  Art. 44  

1 In den bezeichneten Quartierplangebieten mit zugewiesener baulicher Nutzung 

gilt als Nutzungsmass die im Rahmen des jeweiligen, rechtskräftigen Quartier-

plans zugewiesene Geschossfläche. 

2 Eine allfällige Erhöhung des Nutzungsmasses der Grundnutzung ist im Rahmen 

einer Quartierplananpassung zu verteilen.  

 

V Kommunale Bauvorschriften 

1. Formelles Baurecht 
 

Baubewilligungspflicht und Baugesuch Art. 45  

1 Folgende Bauvorhaben werden dem vereinfachten Baubewilligungsverfahren 

unterstellt: die Ziffern 2, 3, 5, 6, 7, 9, 12, 15, 16, 17, 18, 20 gemäss Art. 40 

Abs. 1 KRVO. 

2 Die mit dem Baugesuch einzureichenden Unterlagen werden durch den Ge-

meindevorstand in den Ausführungsbestimmungen festgelegt.  

 
 

Baukontrolle Art. 46  

1 Zusätzlich zu Art. 60 KRVO gelten folgende Bestimmungen:  

a) Der Gemeinde und deren Vollzugsorganen ist der Zutritt zum Baugrund-

stück und den betreffenden Bauten und Anlagen jederzeit zu gestatten.  

b) Alle unterirdischen Anlagenteile wie Leitungen usw. sind vor dem Einde-

cken durch den Geometer vermessen zu lassen. Bei Versäumnissen sind 

die Leitungen nochmals freizulegen. Die daraus anfallenden Kosten gehen 

solidarisch zulasten der Grundeigentümer- und Bauherrschaft. 
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Revers Art. 47  

1 Werden Bauten und Anlagen, welche nicht mit der gesetzlichen Regelung über-

einstimmen ausnahmsweise bewilligt, kann die Bewilligung vom Abschluss ei-

ner Vereinbarung abhängig gemacht werden, worin sich die betroffenen Grund-

eigentümer verpflichten, auf Verlangen des Gemeindevorstandes innert ange-

messener Frist den gesetzlichen Zustand wiederherzustellen (Revers). 

2 Der Gemeindevorstand lässt Reverse auf Kosten der Bauherrschaft im Grund-

buch anmerken. 

 

2. Förderung von Erstwohnungsnutzungen und Einschrän-
kung von Zweitwohnungsnutzungen 

A. Nutzungsbeschränkungen für Wohnungen  

Begriffe Art. 48  

1 Für die verschiedenen Arten von Wohnungen gelten grundsätzlich die Begriffs-

bestimmungen des Bundesgesetzes über Zweitwohnungen (ZWG). 

2 Wohnungen, die nach den bisherigen Vorschriften des Baugesetzes der Ge-

meinde Vaz/Obervaz vor dem 11.03.2012 als Erstwohnungen (namentlich ge-

stützt auf Art. 24–32, Art. 61 Abs. 3 und 4 des Baugesetzes Vaz/Obervaz vom 

10. Juli 2001) bewilligt wurden, gelten als kommunale Erstwohnungen.  

3 Für Wohnungen, die zwischen dem 12.03.2012 und dem 31.12.2012 ohne Nut-

zungsbeschränkung nach Bundesrecht bewilligt wurden, gilt Art. 25 Abs. 4 

ZWG. Wurden sie gestützt auf kommunales Recht als Erstwohnung bewilligt, 

unterstehen sie überdies den Vorschriften über kommunale Erstwohnungen 

(Art. 52-55 BauG). 

4 Als bundesrechtliche Erstwohnungen gelten Wohnungen, die gestützt auf die 

bundesrätliche Verordnung über Zweitwohnungen vom 22. August 2012 sowie 

gestützt auf ZWG und ZWV als solche bewilligt worden sind.  

 

Nutzungspflicht für Erstwohnungen  Art. 49  

1 Für Erstwohnungen besteht eine Nutzungspflicht.  

2 Kann der Nachweis gemäss Art. 2 Abs. 3 lit. d ZWG nicht erbracht werden, 

kann die Gemeinde die Wohnung zu marktgerechten Preisen an Dritte anbieten 

und den Grundeigentümer verpflichten, die Wohnung zu marktgerechten Prei-

sen an Dritte zu vermieten.   
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Baugesuche mit Wohnraum Art. 50  

1 Bei Baugesuchen, welche eine Wohnnutzung vorsehen, ist die Zweckbestim-

mung der geplanten Wohnungen samt zugehörigen Nebenräumen in den Bau-

eingabeplänen festzulegen. 

 
Wohnungen im Zusammenhang mit Beherbergungsbetrieben Art. 51  

1 Die Bewilligung für Wohnungen ohne Nutzungsbeschränkung nach Art. 8 Abs. 1 

– 3 ZWG wird nur erteilt, wenn sichergestellt ist, dass gleichzeitig mit der Reali-

sierung von solchen Wohnungen im Rahmen desselben Projektes mindestens 

in demselben Umfang auch Erstwohnungen gemäss Art. 7 Abs. 1 lit. a ZWG er-

stellt werden. 

2 Die Umnutzung bestehender strukturierter Beherbergungsbetriebe gemäss Art. 

8 Abs. 4 ZWG ist nicht zulässig.  

3 Bei der Umnutzung bestehender strukturierter Beherbergungsbetriebe in Erst-

wohnungen darf das gesamte bestehende Gebäudevolumen umgenutzt wer-

den, unbesehen von früheren, zugunsten der Hotelnutzung erteilten Mehrhö-

hen, Mehrlängen und Ausnützungsboni. Für solche über die Regelbauweise hin-

ausgehende Mehrnutzungen gelten sinngemäss die Bestimmungen gemäss Art. 

12 Abs. 3 BauG betreffend Vermietungspflicht.   

 

B. Kommunale Erstwohnungen 

Nutzung kommunaler Erstwohnungen Art. 52  

1 Kommunale Erstwohnungen sind entsprechend ihrer Zweckbestimmung als 

Erstwohnungen zu nutzen. 

2 Die Gemeinde führt eine Kontrolle der als kommunale Erstwohnungen bewillig-

ten Wohnungen und ein Verzeichnis des jeweiligen Wohnungseigentümers. Der 

Wohnungseigentümer ist verpflichtet, der Abteilung Bau den jeweiligen Woh-

nungsbenützer im Voraus schriftlich zu melden. 

 

Ausnahmen Art. 53  

1 Die Sistierung der Erstwohnungspflicht richtet sich sinngemäss nach Art. 14 

ZWG. 
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Bauliche Änderungen an kommunalen Erstwohnungen Art. 54  

1 Können bauliche Änderungen nur mit einer Nutzungsbeschränkung nach Bun-

desrecht bewilligt werden, verfügt die Baukommission bzw. der Gemeindevor-

stand3 die entsprechende Nutzungsbeschränkung. Die kommunale Erstwoh-

nungsverpflichtung wird durch die Nutzungsbeschränkung nach Bundesrecht 

ersetzt. 

 

Verfall der kommunalen Erstwohnungsverpflichtung Art. 55  

1 Erstwohnungsverpflichtungen, die gestützt auf das Baugesetz der Gemeinde 

Vaz / Obervaz von der Gemeinde verfügt wurden, fallen mit Ablauf der in der 

Baubewilligung verfügten und im Grundbuch angemerkten Dauer der Nutzungs-

beschränkung dahin. 

2 Nach Eintritt des Verfalldatums veranlasst der Gemeindevorstand periodisch 

einmal jährlich die Löschung der Anmerkung im Grundbuch. Die Nutzungsein-

schränkung gemäss Zonenvorschriften in der Wohngewerbezone bleibt beste-

hen.  

 

C. Nutzungsbeschränkungen für altrechtliche Wohnungen  

Touristisch bewirtschaftete Wohnungen  Art. 56  

1 Die im Art. 7 Abs. 2 lit. a ZWG vorgesehene Möglichkeit zur Schaffung von tou-

ristisch bewirtschafteten Wohnungen darf maximal 20% der im Gebäude reali-

sierten Hauptnutzfläche betragen.  

 

Neue Wohnungen in geschützten oder ortsbildprägenden Bauten Art. 57  

1 In Abweichung von Art. 9 Abs. 1 ZWG ist der Neubau von Wohnungen ohne 

Nutzungsbeschränkungen in den Bauzonen unzulässig. 

 

Nutzungsbeschränkung im Zuge von baulichen Massnahmen  Art. 58  

1 Bei folgenden baulichen Massnahmen an Gebäuden mit altrechtlichen Wohnun-

gen sind in Abweichung von Art. 11 Abs. 2 ZWG mindestens 33.3% der zu 

Wohnzwecken dienenden Hauptnutzflächen des neuerstellten beziehungsweise 

umgebauten Gebäudes als Erstwohnungen nach Art. 2 Abs. 2 ZWG bzw. nach 

Art. 2 Abs. 3 lit. a, c, e, g ZWG auszuscheiden und zu nutzen:  

 
3 Vgl. Art. 4 Baugesetz 
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- Abbruch und Wiederaufbau (Nicht der Erstwohnanteilsregelung unterliegen 

Wiederaufbauten nach Zerstörung durch höhere Gewalt);  

- Neubauähnlichen Umbauten;  

- Erhöhung der Anzahl der altrechtlichen Wohneinheiten. 

2 Als neubauähnlich gilt ein Umbau eines Gebäudes mit altrechtlichen Wohnun-

gen im Sinne des ZWG, wenn er zu einer wesentlichen Umgestaltung des be-

treffenden Gebäudes führt. Dies ist insbesondere der Fall, wenn das Gebäude 

ausgekernt wird oder wenn wesentliche Eingriffe in die Konstruktion und in die 

Raumaufteilung vorgenommen werden. 

3 Bei der Erweiterung der vorbestehenden Hauptnutzfläche einer altrechtlichen 

Wohneinheit sind, abweichend von Art. 11 Abs. 3 ZWG, mindestens 33.3% der 

vorbestandenen Hauptnutzfläche als Erstwohnung nach Art. 2 Abs. 2 ZWG bzw. 

nach Art. 2 Abs. 3 lit. a, c, e, g ZWG auszuscheiden und zu nutzen. Von dieser 

Erstwohnungsverpflichtung ausgenommen ist eine einmalige Erweiterung der 

Hauptnutzfläche bis zu 20 m² HNF je Stammparzelle.    

4 Auch beim Zusammenlegen von altrechtlichen Wohneinheiten sind in Abwei-

chung von Art. 11 Abs. 3 ZWG mindestens 33.3% der vorbestandenen Haupt-

nutzfläche der zusammengelegten Wohnungen als Erstwohnung nach Art. 2 

Abs. 2 ZWG bzw. nach Art. 2 Abs. 3 lit. a, c, e, g ZWG auszuscheiden und zu 

nutzen. 

5 Die Erfüllung der Erstwohnungsverpflichtung obliegt der Eigentümerschaft der 

Gebäude beziehungsweise der altrechtlichen Wohnungen.  

6 Die kommunale Erstwohnungspflicht wird mit der Baubewilligung als Auflage 

verfügt und im Grundbuch als öffentlich-rechtliche Nutzungsbeschränkung an-

gemerkt. Die rechtskräftige Baubewilligung gilt als Anmeldungstitel für diese 

Anmerkung. Die aus den Anmerkungen anfallenden Kosten und Gebühren ge-

hen zulasten der Grundeigentümerschaft.  

 

Ersatzabgabe ausserhalb des Perimeters Zentrumslagen  Art. 59  

1 Die Erstwohnungsverpflichtung nach Art. 58 kann ausserhalb des Perimeters 

Zentrumslagen durch eine Ersatzabgabe abgegolten werden. Wird die Erstwoh-

nungsverpflichtung nicht erfüllt, verlangt der Gemeindevorstand die Ersatzab-

gabe von Amtes wegen. Diesfalls entfällt die Anmerkung der öffentlich-rechtli-

che Nutzungsbeschränkung im Grundbuch.  

2 Die Abgabe beträgt CHF 2'500 - 3’500 pro m2 anrechenbare Geschossfläche.  

3 Die Gemeinde verwendet die aus diesen Ersatzabgaben resultierenden Mittel 

zur Förderung des Erstwohnungsbaus und der Erstwohnungsnutzung. Ist der 
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Bedarf gedeckt, kann die Stimmbevölkerung die Mittel auch anderen Zwecken 

zuführen. Über die Freigabe der Mittel entscheidet die zuständige Behörde.   

4 Als Massnahmen zur Förderung des Erstwohnungsbaus und der Erstwohnungs-

nutzung gelten insbesondere:  

a) Unterstützung von Stiftungen, Baugenossenschaften und Dritten, welche 

das Ziel verfolgen, Wohnraum für Einheimische in der Gemeinde Vaz/Ober-

vaz zu schaffen 

b) Bau von Wohnungen für Einheimische (Mietwohnungen) 

c) Erwerb, Bewirtschaftung und Vermietung von Immobilien und Grundstü-

cken in der Gemeinde Vaz/Obervaz;  

d) Abgabe von Bauland im Baurecht zur Erstellung von Mietwohnungen für 

Einheimische 

e) Beteiligung an privaten Projekten zur Erstellung von Wohnungen für Einhei-

mische 

 

3. Sicherheit und Gesundheit 
 

Bauausführung und -zeiten Art. 60  

1 In Valbella und Lenzerheide gilt vom 22. Dezember bis 31. März eine Sperre für 

sämtliche Bauarbeiten (Wintersperre). Falls der Ostermontag vor dem 31. März 

stattfindet, gilt die Sperre nur bis Ostermontag. In Lain, Muldain und Zorten gilt 

die Wintersperre vom 22. Dezember bis Ende Februar. Ausgenommen von der 

Wintersperre sind Bauarbeiten in vollständig geschlossenen Gebäudehüllen. 

Der Gemeindevorstand legt die Einzelheiten in den Ausführungsbestimmungen 

fest.  

2 Bauarbeiten welche Verkehrs- oder anderen Lärm sowie Erschütterungen verur-

sachen, sind auf Tageszeiten von 07.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 18.00 Uhr zu 

beschränken. Der Gemeindevorstand kann in begründeten Fällen Ausnahmen 

bewilligen. 

 

4. Gestaltung 
 

Dächer Art. 61  

1 Dächer sind als gestalterische Einheit mit Bezug zur umgebenden Bausubstanz 

(Dachformen, Materialien) und Siedlungsstruktur zu gestalten.  
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2 In den Kernzonen, Dorfzonen und Wohnzonen sind nur Firstdächer zulässig. Die 

Dachneigung muss zwischen 16° und 28° betragen. Dächer ohne Dachvor-

sprünge sind nicht zulässig. Die Baukommission kann auf untergeordneten Ge-

bäudeteilen Flachdächer bewilligen, sofern diese in der Grösse und Erschei-

nung dem Hauptbau klar untergeordnet sind.  

3 In den übrigen Zonen sind unter Berücksichtigung von Abs. 1 auch andere 

Dachformen, insbesondere auch Flachdächer, zulässig. 

 

Solaranlagen Art. 62  

1 Die Erstellung von freistehenden Solaranlagen in der Bauzone ist nicht zulässig. 

2 Auf Firstdächern ist die Aufständerung von Solaranlagen nicht zulässig. 

3 Solaranlagen auf Dächern von geschützten und erhaltenswerten Bauten ge-

mäss Generellem Gestaltungsplan sind in jedem Fall baubewilligungspflichtig. 

 

Einfriedungen und Pflanzen Art. 63  

1 Einfriedungen wie Zäune, Mauern und Lebhäge sind gut zu gestalten und haben 

sich in das Orts- und Landschaftsbild einzufügen.  

2 Von Strassen- und Wegrändern haben Einfriedungen einen Abstand von mind. 

0.50 m einzuhalten. 

3 Beeinträchtigen Einfriedungen und Pflanzen die öffentliche Sicherheit oder das 

Orts- und Landschaftsbild, kann der Gemeindevorstand deren Beseitigung an-

ordnen.  

 

Terrainveränderungen, Böschungen und Mauern Art. 64  

1 Von Strassen- und Wegrändern ist in jedem Fall ein Abstand von mind. 0.50 m 

einzuhalten. 

 

Reklame- und Hinweistafeln Art. 65  

1 Reklamen, Beschriftungen, Schaukästen und dergleichen werden nur zugelas-

sen, sofern sie weder die Verkehrssicherheit noch das Orts- und Landschafts-

bild beeinträchtigen.  

2 Plakatsäulen oder Plakatwände dürfen auf öffentlichem wie privatem Grund nur 

an den vom Gemeindevorstandeigens hierfür bestimmten und erlaubten Stellen 

angebracht werden.  
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Mobilfunkanlagen Art. 66  

1 Die Erstellung von neuen visuell wahrnehmbaren Mobilfunkanlagen erfordert 

eine Standortevaluation durch die Gesuchstellerin im Rahmen des Baubewilli-

gungsverfahrens gemäss nachfolgenden Bestimmungen.  

2 Im Rahmen der Standortevaluation sind von der Gesuchstellerin insbesondere 

folgende öffentlichen Interessen und Anforderungen zu berücksichtigen:  

a) die Vereinbarkeit mit den Anliegen des Ortsbild- und Landschaftsschutzes 

b) In Wohnzonen, Dorfzonen und Kernzonen sind Mobilfunkanlagen nur zuläs-

sig, wenn keine Anlage in einer anderen Zone möglich ist. 

c) Eine Kombination mit bestehenden Anlagen ist zu prüfen. 

3 Um die Anzahl der erforderlichen Antennenstandorte möglichst gering zu hal-

ten, sind soweit technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar, 

durch die Anbieter gemeinsam genutzte Standorte anzustreben. 

4 Im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens hat die Gesuchstellerin die Ergeb-

nisse der Standortevaluation gemäss Absatz 2 und 3 nachvollziehbar aufzuzei-

gen.  

 

Lagerung von Materialien Art. 67  

1 Das Lagern von Gütern und Materialien wie Baumaterialien, Baumaschinen, 

Bauteile, Geräte usw. ist ausserhalb und innerhalb der Bauzone mit Ausnahme 

der Gewerbemischzone verboten. Der Gemeindevorstand kann Ausnahmen be-

willigen.  

 

Einkaufszentren Art. 68  

1 Einkaufszentren sind aus einem oder mehreren Geschäften bestehende Ver-

kaufseinheiten des Detailhandels, die baulich oder organisatorisch eine Einheit 

bilden und eine Verkaufsfläche von mehr als 450 m2 aufweisen. 

2 Als Verkaufsfläche gilt die den Kunden zugängliche Geschossfläche, ein-

schliesslich Bedienungs-, Pult- und Regalflächen. Als Detailhandelsgeschäfte 

gelten Betriebe, die Waren vorwiegend an Kunden verkaufen, welche diese zu 

ihrem eigenen Gebrauch verwenden. 

3 Einkaufszentren dürfen max. 700 m2 aufweisen. 

4 Überdies muss genügend Stauraum für zu- und wegfahrende Fahrzeuge aus-

serhalb des öffentlichen Strassennetzes vorhanden sein. 
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5. Verkehr 
 

Parkplätze Art. 69  

1 Bei allen Neu- und wesentlichen Umbauten, Vergrösserungen von Wohn- und 

Geschäftshäusern, Hotels und gewerblichen Betrieben hat die Bauherrschaft 

auf ihrem Grund und Boden genügend Abstellplätze für Motorfahrzeuge zu er-

richten und diese dauernd für die Parkierung offen zu halten. 

2 Es sind bereitzustellen bei:  

a) Wohnbauten 1 Platz pro Wohnung über 50 m² anrechenbare Geschossflä-

che  

b) Verkaufslokalen 1 Platz pro 50 m² Ladenfläche 

c) Pensionen, Hotels 1 Platz pro 3 Fremdenbetten  

3 Ist die Errichtung von Abstellplätzen auf eigenem Grund und Boden nicht mög-

lich, ist der Grundeigentümer zur Leistung oder Sicherstellung von Beiträgen 

für den Bau und Unterhalt solcher Anlagen bis max. zur Höhe der ortsüblichen 

Erstellungskosten verpflichtet. Die Baubehörde erlässt hierfür eine Verordnung. 

Für Einkaufszentren ist die Ersatzleistung nicht anwendbar. Der Ertrag der Ab-

gaben ist für die Erstellung öffentlicher Parkplätze zu verwenden. 

4 Ein Drittel der notwendigen Parkplätze, mindestens jedoch einer ist gedeckt 

und nach Möglichkeit unterirdisch anzuordnen. Bei einer Ausnützungsziffer von 

mehr als 0,5 kann die Baubehörde verlangen, dass mindestens die Hälfte der 

notwendigen Anzahl Parkplätze unterirdisch angeordnet wird. 

 

6. Öffentlicher und privater Grund und Luftraum 
 

Campieren, Aufstellen von Wohnwagen und Wohnmobilen Art. 70  

1 Das Campieren in Zelten, Wohnwagen, Wohnmobilen etc. ausserhalb bewillig-

ter Campingplätze ist untersagt.; Ausnahmen kann der Gemeindevorstand be-

willigen.   

2 Zeitlich befristetes Campieren ausserhalb bewilligter Campingplätze können 

vom Gemeindevorstand bewilligt werden. 

 

Nutzung des öffentlichen Grunds und Luftraums Art. 71  

1 Gesteigerter Gemeingebrauch an öffentlichem Grund oder öffentlichen Gewäs-

sern ist nur mit Bewilligung des Gemeindevorstands zulässig.  
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2 Eine über den gesteigerten Gemeingebrauch hinausgehende Sondernutzung an 

öffentlichem Grund oder an öffentlichen Gewässern bedarf einer Konzession 

der Gemeinde.  

3 Der Gemeindevorstand kann die Nutzung des öffentlichen Luftraums durch Er-

ker, Balkone oder andere ausladende Gebäudeteile bewilligen, wenn die Benüt-

zung des öffentlichen Grundes nicht erschwert wird, die Verkehrssicherheit ge-

währleistet ist und keine anderen öffentlichen Interessen entgegenstehen.  

4 Bewilligungen für gesteigerter Gemeingebrauch und Sondernutzungen können 

von der Leistung einer Entschädigung abhängig gemacht werden. Einzelheiten 

über die Bemessung und Erhebung regelt der Gemeindevorstand in einer Ge-

bührenordnung. 

 

Nutzung des Privateigentums für öffentliche Zwecke Art. 72  

1 Die Gemeinde sowie die von ihr mit Ver- und Entsorgungsaufgaben beauftrag-

ten oder konzessionierten Trägerschaften sind berechtigt, Schilder und Tafeln 

wie Verkehrssignale, Strassentafeln, Wegmarkierungen, Vermessungszeichen, 

Angaben über Werkleitungen sowie technische Einrichtungen wie Hydranten, 

Vorrichtungen für die öffentliche Beleuchtung, Schaltkästen, Messeinrichtun-

gen auf Privatgrundstücken oder an Privatbauten unentgeltlich anzubringen. 

Berechtigten Wünschen der Grundeigentümer ist Rechnung zu tragen. 

 

Nutzung von fremdem Eigentum für private Zwecke Art. 73  

1 Die Bauherrschaft ist bei Bauvorhaben in der Bauzone berechtigt, fremden Pri-

vatboden vorübergehend als Baustellenzufahrt, zur Lagerung von Material und 

Maschinen, zur Einlassung von temporären Erdankern, zur Installation von tem-

porären Ver- und Entsorgungsanlagen der Baustelleninstallation oder zu ver-

gleichbaren Zwecken in Anspruch zu nehmen, sofern dies für Vorbereitungs-

handlungen oder für die Ausführung des Bauvorhabens mit verhältnismässigem 

Aufwand technisch nicht anders gelöst werden kann. 

2 Die Ausübung dieses Rechts hat für das Eigentum des Betroffenen möglichst 

schonend zu erfolgen und darf dieses nicht in unzumutbarer Weise gefährden 

oder beeinträchtigen. Die Bauherrschaft hat die Massnahmen und Vorrichtun-

gen nach Beendigung der Bauarbeiten zu entfernen, sofern dies technisch mög-

lich ist und keinen unverhältnismässigen Aufwand verursacht. 

3 Der Betroffene hat Anspruch auf angemessene Entschädigung für die vorüber-

gehende Beanspruchung und auf vollen Schadenersatz. 



Gemeinde Vaz/Obervaz 
 
Baugesetz 
 
27.05.2026 
 

 
 

 34 

4 Der Ansprecher hat die beabsichtigte Inanspruchnahme dem Betroffenen ge-

nau und rechtzeitig schriftlich mitzuteilen. Die Zustimmung des Betroffenen 

muss spätestens vor Baubeginn vorliegen.  

 

VI  Erschliessungsordnung 

1. Allgemeines 
 

Strassennamen Art. 74  

1 Der Gemeindevorstand entscheidet über die Benennung der öffentlichen und 

privaten Strassen, Wege und Plätze auf Gemeindegebiet.  

 

 

2. Ausführung, Betrieb, Unterhalt und Erneuerung 

Öffentliche Erschliessungsanlagen 
 

Betrieb, Unterhalt und Erneuerung Art. 75  

1 Die Gemeinde sorgt für einen einwandfreien Betrieb und Unterhalt sowie die 

rechtzeitige Erneuerung aller gemeindeeigenen Erschliessungsanlagen. 

2 Werden Verkehrsanlagen durch Private verschmutzt, sind diese von den Verur-

sachern auf eigene Kosten zu reinigen. Der Gemeindevorstand trifft die erfor-

derlichen Anordnungen. 

 

Schneeräumung Art. 76  

1 Die Gemeinde ist befugt, bei der Schneeräumung den Schnee auf angrenzen-

den privaten Grundstücken abzulagern.  

2 Die Schneeräumung auf Privatstrassen und die Freilegung privater Zugänge ist 

Sache der Privaten.  

 

Private Erschliessungsanlagen 

Allgemeines Art. 77  

1 Die Ausführung und Finanzierung von privaten Erschliessungsanlagen ist Sache 

der Grundeigentümer.  

2 Private Erschliessungsanlagen sind dauernd in gutem und funktionsfähigem Zu-

stand zu halten und rechtzeitig zu erneuern.  
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VII Vollzugs- und Schlussbestimmungen 

Vollzug Art. 78  

1 Die für die Abteilung Bau zuständigen Organe4 der Gemeinde vollziehen die ihr 

nach diesem Gesetz, den darauf beruhenden Erlassen und der übergeordneten 

Gesetzgebung überbundenen Aufgaben.  

2 Der Gemeindevorstand erlässt Ausführungsbestimmungen.  

 

Rechtsmittel Art. 79  

1 Verfügungen und Anordnungen der Baukommission, des Leiters Bau oder ein-

zelner Gemeindefunktionäre bei der Anwendung des vorliegenden Gesetzes 

oder der darauf beruhenden Erlasse können innert 20 Tagen seit Mitteilung 

durch Einsprache beim Gemeindevorstand angefochten werden.  

2 Jeder Partei steht es offen, die Sistierung des Verfahrens zugunsten einer Medi-

ation zu beantragen. Das Verfahren richtet sich nach der kantonalen Raumpla-

nungsgesetzgebung. 

 

Inkrafttreten Art. 80  

1 Das vorliegende Baugesetz tritt nach Annahme durch die Urnenabstimmung 

mit der Genehmigung durch die Regierung in Kraft.  

2 Seine Bestimmungen sind auf alle Baugesuche anwendbar, die im Zeitpunkt 

des Inkrafttretens des Baugesetzes noch nicht bewilligt oder genehmigt sind.  

3 Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten sämtliche widersprechenden 
früheren Vorschriften als aufgehoben. 

  

 
4 vgl. Art. 4 BauG 
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Anhang zum Baugesetz –  
Ziele und Leitlinien für die Innenentwicklungsbereiche  
(Art. 34) 

Innenentwicklungsbereich A (Zentrum Lenzerheide) A1 

1 Für den Innenentwicklungsbereich A gelten folgende Ziele: 

- Weiterentwicklung eines qualitätsvollen, belebten und dichten Geschäfts-, 

Einkaufs- und Wohnquartiers entlang der Voa Principala.  

- Erhalt und Steigerung der Aufenthaltsqualität und der Attraktivität der Len-

zerheide für Gäste und Besucher. 

 
2 Für den Innenentwicklungsbereich A gelten folgende ortsbaulichen Leitlinien: 

- Die Strassenbebauung entlang der Voa Principala ist zu erhalten und zu er-

gänzen. Die Bauten sind zum Strassenraum bzw. Plätzen hin zu orientieren. 

- Entlang des Strassenraumes sind nach Massgabe des Baugesetzes publi-

kumsorientierte Erdgeschossnutzungen vorzusehen.  

- Lage und Volumetrie der Bauten richten sich nach den Baubereichen im 

Generellen Gestaltungsplan.  

- Das Erd- bzw. Sockelgeschoss ist entsprechend der publikumsorientierten 

Nutzung speziell zu akzentuieren und auf die Nachbargrundstücke abzu-

stimmen. 

- Tiefgarageneinfahrten haben gegenüber der Voa Principala rückwärtig oder 

seitlich zu erfolgen. Andernfalls sind sie ins Hauptgebäudevolumen zu in-

tegrieren. 

- Der Strassenraum ist über Grundstücksgrenzen hinweg einheitlich und 

nach einem Gesamtkonzept zu gestalten. Die Anordnung von oberirdischen 

Parkplätzen ist im Konzept einzubeziehen.  

 

Innenentwicklungsbereich B (Voa Sporz) A2 

1 Für den Innenentwicklungsbereich B gelten folgende Ziele: 

- Weiterentwicklung eines qualitätsvollen, belebten und dichten Geschäfts- 

und Wohnquartiers entlang der Voa Sporz.  

- Stärkung der räumlichen und funktionalen Anbindung an das Zentrum. 

2 Für den Innenentwicklungsbereich B gelten folgende ortsbauliche Leitlinien: 

- Die Strassenbebauung entlang der Voa Sporz ist zu ergänzen. Die Bauten 

bzw. Erdgeschosse sind zum Strassenraum hin zu orientieren. 

- Die Erdgeschossflächen gegenüber der Voa Sporz sollen für Dienstleis-

tungsbetriebe genutzt werden. 
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- Der Strassenraum ist über Grundstücksgrenzen hinweg einheitlich und 

nach einem Gesamtkonzept zu gestalten. Die Anordnung von oberirdischen 

Parkplätzen ist im Konzept einzubeziehen.  

 

Innenentwicklungsbereich C (Davos Lai) A3 

1 Für den Innenentwicklungsbereich C gelten folgende Ziele: 

- Schaffung eines zentrumsnahmen Wohnquartiers mit einer hohen Wohn- 

und Aussenraumqualität unter Berücksichtigung der bestehenden ortsbau-

lichen Qualitäten.  

- Erhalten der Durchlässigkeit des Quartiers hinsichtlich Grünraum, Fuss-

wege und Wintersportnutzung.  

2 Für den Innenentwicklungsbereich C gelten folgende ortsbauliche Leitlinien: 

- Die bestehende Siedlungsstruktur mit Zeilenbebauung ist beizubehalten 

und qualitätsvoll zu ergänzen. 

- Die Volumetrie und Geschossigkeit hat sich an der bestehenden Zeilenbe-

bauung zu orientieren. 

- Der Durchlässigkeit des Grünraumes in Ost-West-Richtung und der Winter-

sportnutzung ist besondere Beachtung zu schenken. Auf trennende Aus-

senraumelemente, wie Zäune, Mauern und dgl. ist zu verzichten.  

- Bestehende Fusswegverbindungen sind zu erhalten und bei Bedarf zu er-

gänzen. 

- Parkplätze sind grundsätzlich unterirdisch oder im Gebäudevolumen inte-

griert anzuordnen. 

 

Innenentwicklungsbereich D (Lenzerheide, Clois) A4 

1 Für den Innenentwicklungsbereich D gelten folgende Ziele: 

- Schaffung eines zentrumsnahmen Wohnquartiers mit einer hohen Wohn- 

und Aussenraumqualität unter Berücksichtigung der bestehenden ortsbau-

lichen Qualitäten.  

 

2 Für den Innenentwicklungsbereich D gelten folgende ortsbauliche Leitlinien: 

- Der Charakter einer dichten und durchgrünten Siedlung mit Punktbauten 

ist zu erhalten und qualitätsvoll zu ergänzen.  

- Die Siedlungsstruktur mit allseitig die Bauten umgebenden Grün- und Frei-

räumen ist zu erhalten. Auf trennende Aussenraumelemente, wie Zäune, 

Mauern und dgl. ist zu verzichten. 

- Die Volumetrie der Bauten hat grundsätzlich 3.5 – 4.5 Geschossen zu ent-

sprechen.  
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- Bestehende Fusswegverbindungen sind zu erhalten und nach Massgabe 

des Generellen Erschliessungsplanes zu ergänzen.  

- Parkplätze sind grundsätzlich unterirdisch oder im Gebäudevolumen inte-

griert anzuordnen. Es sind gemeinschaftliche Parkierungslösungen anzu-

streben.  

 

Innenentwicklungsbereich E (Voa Canlos/Acletta, Valbella) A5 

1 Für den Innenentwicklungsbereich E gelten folgende Ziele: 

- Erhalt und Weiterentwicklung eines qualitätsvollen Wohnquartiers mit einer 

hohen Wohn- und Aussenraumqualität unter Berücksichtigung der histo-

risch gewachsene Siedlungsstruktur.  

2 Für den Innenentwicklungsbereich E gelten folgende ortsbauliche Leitlinien: 

- Die Siedlungsstruktur mit einer Punktbebauung entlang des Strassenrau-

mes ist zu erhalten und qualitätsvoll zu ergänzen.  

- Die Volumetrie der Bauten hat grundsätzlich 3.5 – 4.5 Geschossen zu ent-

sprechen. 

- Die Lage und Ausrichtung der Bauten erfolgt unter Berücksichtigung der 

gewachsenen Siedlungsstruktur. 

- Parkplätze sind grundsätzlich unterirdisch oder im Gebäudevolumen inte-

griert anzuordnen. 

- Der Strassenraum ist als wohngeprägte Quartierstrasse auszugestalten. 

 

Innenentwicklungsbereich F (Voa Davos Lai, Valbella) A6 

1 Für den Innenentwicklungsbereich F gelten folgende Ziele: 

- Schaffung eines qualitätsvollen Wohnquartiers mit erhöhter Dichte bei ho-

her Wohn- und Aussenraumqualität. 

- Erhalten der Qualitäten einer durchgrünten Siedlung bei gleichzeitiger bau-

licher Verdichtung.  

2 Für den Innenentwicklungsbereich F gelten folgende ortsbauliche Leitlinien: 

- Der Charakter einer dichten und durchgrünten Siedlung mit Punktbauten 

ist zu erhalten und qualitätsvoll zu ergänzen.  

- Die Siedlungsstruktur mit allseitig die Bauten umgebenden Grün- und Frei-

räumen ist zu berücksichtigen. Auf trennende Aussenraumelemente, wie 

Zäune, Mauern und dgl. ist zu verzichten. 

- Parkplätze sind grundsätzlich unterirdisch oder im Gebäudevolumen inte-

griert anzuordnen. 
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